
 
 

Protokollauszug 
aus der 

3. öffentliche/nichtöffentliche Sitzung des Jugendhilfeausschusses  
vom 22.01.2015 

 
öffentlich 
Top 7.7 Schulanschlussbetreuung für Jugendliche mit Behinderung 

14/SVV/1082 
geändert beschlossen 

 
Geänderte Fassung zum Antrag: 
„Der Oberbürgermeister wird beauftragt, für die Ferien- und Schulanschlussbetreuung von Ju-
gendlichen mit Behinderungen zur Verwirklichung von Inklusion eine entsprechende Einrichtung 
als Modellprojekt zu schaffen. Zielgruppe sollen Jugendliche mit unterschiedlichen Behinderungs-
formen und –graden (auch Schwer- und Mehrfachbehinderte) sein, die nicht mehr durch die re-
guläre Hortbetreuung erfasst werden. 
 
Da hier zunächst die Bundesgesetzgebung gefordert wäre, soll die Stadt Potsdam eine entspre-
chende Initiative starten und Kosten für geeignete Möglichkeiten über freiwillige Leistungen bereit 
stellen, bis eine bundesgesetzliche Lösung gefunden ist.  
Vor diesem Hintergrund sollen alle Bemühungen der Stadt unterstützt werden, um solch eine 
bundesgesetzliche Regelung schnellstmöglich zu initiieren. 
  
Es soll eine fachbereichsübergreifende projektorientierte Arbeitsgruppe zur Erarbeitung eines 
entsprechenden Konzeptes eingerichtet werden. Betroffene wie die schon aktive Elterninitiative 
sowie die Stadtpolitik sollen dabei einbezogen werden. 
 
Das Konzept soll im Ausschuss für Gesundheit, Soziales und Inklusion der LH P in seiner Sitzung 
Juni 2015 vorgestellt werden.“ 
 
Frau Eisenblätter bringt folgenden Ergänzungsantrag der Fraktion Bürgerbündnis/FDP ein: 
„Da nicht nur Jugendliche mit Behinderung aus Potsdam sondern auch aus Umlandgemein-
den die Schulanschlussbetreuung in Anspruch nehmen werden, ist zu klären, in welchem 
Umfang die Kosten hierfür von den Umlandgemeinden getragen werden, bzw. sie sich hieran 
finanziell beteiligen.“ 
 
Herr Kolesnyk stellt die so geänderte Drucksache zur Abstimmung. 
 
Der Jugendhilfeausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung wie folgt zu be-
schließen: 
Der Oberbürgermeister wird beauftragt, ein Konzept für die Schaffung einer Einrichtung für die 
Ferien- und Schulanschlussbetreuung von Jugendlichen mit Behinderungen zur Verwirklichung 
von Inklusion eine entsprechende Einrichtung als Modellprojekt zu schaffen zu erstellen. 
Zielgruppe sollen Jugendliche mit unterschiedlichen Behinderungsformen und –graden (auch 
Schwer- und Mehrfachbehinderte) sein, die nicht mehr durch die reguläre Hortbetreuung erfasst 
werden. 
 
Da hier zunächst die Bundesgesetzgebung gefordert wäre, soll die Stadt Potsdam eine 
entsprechende Initiative starten und Kosten für geeignete Möglichkeiten über freiwillige 
Leistungen bereit stellen, bis eine bundesgesetzliche Lösung gefunden ist.  



Vor diesem Hintergrund sollen alle Bemühungen der Stadt unterstützt werden, um solch 
eine bundesgesetzliche Regelung schnellstmöglich zu initiieren. 
 
Es soll eine fachbereichsübergreifende projektorientierte Arbeitsgruppe zur Erarbeitung eines 
entsprechenden Konzeptes eingerichtet werden. In diesem Rahmen sollen insbesondere Mög-
lichkeiten zur Finanzierung unter Einbeziehung aller hierfür maßgeblichen Kostenträger sowie die 
räumlichen und personellen Voraussetzungen für solch eine zu schaffende Einrichtung geklärt 
werden. Betroffene wie die schon aktive Elterninitiative sowie die Stadtpolitik sollen dabei ein-
bezogen werden. 
 
Das Konzept soll im Ausschuss für Gesundheit, Soziales und Inklusion der LH P in seiner Sitzung 
Februar Juni 2015 vorgestellt werden. 
 
+ Ergänzung: 
Da nicht nur Jugendliche mit Behinderung aus Potsdam sondern auch aus Umlandgemein-
den die Schulanschlussbetreuung in Anspruch nehmen werden, ist zu klären, in welchem 
Umfang die Kosten hierfür von den Umlandgemeinden getragen werden, bzw. sie sich 
hieran finanziell beteiligen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Zustimmung: 14 
Ablehnung:   0 
  

 
 


